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Dafür machen sich Schwyzerinnen stark
DasRathaus gehörte amSamstag den Frauen. Sie wollen von der Politik Taten sehen. Zuspruch gab es vonAlt-BundesrätinDoris Leuthard.

Petra Imsand

Über 60 Schwyzerinnen aller Alters-
gruppen trafen sich am Samstag im
Rathaus zum Schwyzer Frauenparla-
ment. Im Vorfeld waren in fünf Kom-
missionenverschiedeneVorstösseaus-
gearbeitetworden.Diesewurdenun im
Rahmen der Session behandelt (siehe
Boxen unten).

ImAnschlussandieSessionwerden
dieVorstösse amtierendenKantonsrä-
tinnenübergeben,welchedieseoffiziell
bei der Staatskanzlei einreichen. Da-
nachwerdendie Forderungen imKan-
tonsrat debattiert.

Pünktlich um 9Uhr wurde die Ses-
siondurchAlt-SP-Kantonsratspräsiden-

tinKarinSchwiter eröffnet.Parteiüber-
greifend setzten sich Schwyzer Frauen
aus verschiedenen Altersgruppen für
dringlichepolitischeAnliegenein.Sach-
lich, aberdurchausbestimmtwurdede-
battiert.«DieDebattenwarensehr tief-
gründig. Die Parlamentarierinnen ha-
bendieGeschäfteernst genommen.Es
wurde nichts einfach so durchgewun-
ken.» Karin Schwiter geht davon aus,
dass die eingereichten Vorstösse im
Kantonsparlament besondere Beach-
tung finden werden. «Es ist bekannt,
dassdasFrauenparlamenthinterdiesen
Vorstössen steht und es sich damit um
Anliegen vieler Frauen handelt.»

Auch Daniela Eheim, Mitglied des
Organisationskomitees, ist überzeugt,

dass die Anliegen der Frauen gehört
werden. «Auch heute hat sich wieder
einmal gezeigt, wie viele kompetente
Frauen sich politisch engagieren. Sie
wären allesamt fähig, ein politisches
Amt auszuführen. Doch der Kanton
Schwyz hinkt diesbezüglich etwas hin-
terher.» Die Hoffnung sei jedoch da,
dassFrauenbeidenkommendenWah-
lenmehr Erfolg hätten.

DorisLeuthard:«SeienSiemutig,
undbesetzenSieStühle»
Ans Rednerpult im Schwyzer Rathaus
trat auch Alt-Bundesrätin Doris Leut-
hard.«Nachall den Jahrenkann ich sa-
gen, es ist ungemein spannend, in der
Politik tätig zu sein. Sie alle hier im

Frauenparlament verändern und ge-
stalten die Zukunft.» «Wagen Sie et-
was. Es wartet niemand auf Sie, die
Stühle sind belegt. Doch man kann
Stühle neu besetzen.»

AufdieFrage,wiewichtigdasFrau-
enparlament sei, antwortete Doris
Leuthard: «Sehr wichtig. Auf nationa-
ler Ebene wurde bei den letzten Wah-
len viel erreicht. Aber indenKantonen
ist noch viel Luft nach oben.»Bei zehn
KantonsrätinnenundeinerRegierungs-
rätin sieht Doris Leuthard noch viel
Potenzial imKanton Schwyz. «Ein sol-
ches Netzwerk unter Frauen, wo sich
gegenseitig Mut gemacht wird, sich in
derPolitik zuengagieren, ist sehrwert-
voll.»

Auch Regierungsrätin Petra Stei-
men-Rickenbacher sprachdenTeilneh-
merinnen Mut zu. «Bleiben Sie aktiv,
undsuchenSieMehrheiten für IhreAn-
liegen.»

Darüberwurde
debattiert
Der offene Brief zum Thema Mutter-
schaftsurlaub wurde am Samstag an
Nationalrätin Petra Gössi überreicht.
Die weiteren nationalen Parlamenta-
rier und die Schwyzer Regierungsmit-
glieder werden diesen per Post erhal-
ten. Die vier Vorstösse, welche durch
weitereAnliegenergänzt undbereinigt
wurden, werden bei der Staatskanzlei
eingereicht.

Postulat: Sensibilisierung zum
Thema Häusliche Gewalt

Im letzten Jahr ereignete sich imKanton
Schwyz jeweils imAbstand von 3 Tagen,
3 Stunden und 31 Minuten ein Delikt
«HäuslicheGewalt», welches der Polizei
gemeldet wurde. Die Opferberatungs-
stelle hat im Kanton Schwyz im Jahr
2020 520 Beratungen durchgeführt,
45 Prozent aller Beratungen betrafen
häuslicheGewalt. Mit Zahlenwie diesen
untermauert die Kommission für
Rechtsfragen undSchutz vorGewalt die
Notwendigkeit, Öffentlichkeitsarbeit
und Sensibilisierung zu intensivieren.

Folgende Massnahmen werden im
Vorstoss aufgeführt: Die Unterstützung
der Kampagne «16 Tage gegen Gewalt
an Frauen». Diese Kampagne hat zum
Ziel, für Gewalt gegen Frauen zu sensi-
bilisieren, Organisationen in diesem
Bereich zu vernetzen und neue Präven-
tionsansätze zu entwickeln. Dabei wer-
den auch weniger sichtbare Strukturen
von Diskriminierung an Frauen thema-
tisiert und Beratungsstellen bekannter
gemacht. Unter anderemsollen zusätz-
lich aber auch Lehrpersonen für das
Thema Häusliche Gewalt sensibilisiert
werden. (ip)

Motion: Fachkräftesicherung
amArbeitsplatz

Die Arbeitsgruppe Wirtschaft und
Arbeit legt den Fokus auf den Fachkräf-
temangel im Gewerbe. Mittels Förder-
programmsoll der Kanton Anreize bie-
ten.

Eine finanzielle Unterstützung soll
es den KMU ermöglichen, Personen,
insbesondere Frauen, die sich während
der Kinder- und Familienphase teilweise
oder ganz aus demBerufsleben zurück-
gezogen haben, einzustellen und diese
zu Fachkräften auszubilden bei exis-
tenzsicherndem Lohn. Der Betrag von
4000 Franken sei ein existenzsichern-
der Referenzlohn.

SchwyzerGewerbebetriebe, die die-
se Förderung beantragen können, sol-
len bereits Ausbildungsbetriebe sein.
So sollen die Betriebe beispielsweise
dieÜbernahmederHälfte der Lohnkos-
ten für mindestens ein Jahr beim Kan-
ton beantragen können.

Der Antrag: Der Regierungsrat wird
beauftragt, eine genügende Rechts-
grundlage für die Fachkräftesicherung
am Arbeitsplatz zu schaffen. Denkbar
wäre eine Ergänzung im Wirtschafts-
förderungsgesetz. (ip)

Offener Brief: Keine Bevormun-
dung imMutterschaftsurlaub

Das Frauenparlament spricht der Stan-
desinitiative «Politikerinnen im Mutter-
schaftsurlaub» der Kantone Zug, Lu-
zern, Baselland und Basel-Stadt seine
volle Unterstützung zu. In einemoffenen
Brief wurde festgehalten, dass Frauen
ihre politischen Parlamentsmandate auf
allen drei staatspolitischen Ebenen
während desMutterschaftsurlaubs sol-
lenwahrnehmen können, ohne dieMut-
terschaftsentschädigung und denMut-
terschutz zu verlieren.

Die Bestimmungen des Mutter-
schutzes und der Mutterschaftsent-
schädigung seien zwar wichtige Errun-
genschaften, allerdings habe eine durch
das Volk gewählte Parlamentarierin
einen anderen Auftrag zu erfüllen als
eine Person in einemArbeitsverhältnis.
Junge Mütter würden durch die aktuel-
le Gesetzgebung von der Wahrneh-
mung ihres Volksauftrags abgehalten.
Dies sei mit der Idee unseres Milizsys-
tems nicht vereinbar. Schliesslich ge-
fährdeten die wenigen durch die parla-
mentarische Tätigkeit bedingtenAbsen-
zen weder den arbeitsrechtlichen
Mutterschutz noch das Kindeswohl. (ip)

Postulat: Schaffung einer
bezahlten Behördenstelle

Die Kommission für Jugendpolitik for-
dert neben derGleichstellungskommis-
sion die Schaffung einer kantonalen
Gleichstellungsbehördemit qualifizier-
tem Personal. Der Kanton Schwyz soll
sich konsequent für die rechtliche und
tatsächliche Gleichstellung von Frauen
und Männern sowie von lesbischen,
schwulen, bisexuellen, trans, interge-
schlechtlichen und weiteren queeren
Menschen einsetzen. Die Behörden-
stelle soll Bevölkerung, Wirtschaft,
Schulen und Behörden darin unterstüt-
zen, das in Verfassung und Gesetzen
verankerteGrundrecht zu verwirklichen.

Mit einem erhöhten Budget könne
die Gleichstellung im Kanton eindeutig
verbessert werden. Die Kommission
stellt zudem fest, dass es an Projekten
mangelt, welche dieGleichstellung the-
matisieren und fördern. Insbesondere
an Schulen sei dies notwendig, um die
Jugendlichen zu sensibilisieren. Eben-
falls fehlten subventionierte Anlaufstel-
len, damit Schulen Aufklärungsarbeit in
Anspruch nehmen könnten. DieGleich-
stellungskommission hat heute ein jähr-
liches Budget von 40000 Franken. (ip)

Motion: Vorantreiben
der digitalen Transformation

Zurzeit wird die Digitalisierungsstrate-
gie des Kantons erarbeitetmit demZiel,
die Digitalisierung der Verwaltung in den
kommenden Jahren voranzutreiben.
Um die digitale Transformation optimal
voranzutreiben, benötigt der Kanton
Schwyz gemäss der Kommission für
Digitalisierung eine flächendeckende
Digitalisierungmit gemeinsamenStan-
dards, welche die digitale Transforma-
tion der Verwaltung ermöglichen. Das
aktuelleGesetz über das E-Government
stamme vom April 2009 und trage den
aktuellen Entwicklungen und der kanto-
nalen Strategie kaum Rechnung.

Der Regierungsrat solle eine ge-
setzliche Grundlage schaffen, die die
zukünftige technische Entwicklung im
Bereich der Digitalisierung aktiv fördere.
Gefordert wird beispielsweise ein elek-
tronischer Zugang mittels Bürgerkon-
to/E-Konto zu öffentlichen Dienstleis-
tungen für private und juristische Per-
sonen unter Beachtung der digitalen
Prinzipien oder die Schwerpunktset-
zung von «digital first» bei der Umset-
zung der kantonalen E-Government-
Strategie. (ip)

VerschiedeneparlamentarischeVorstössewurden imRahmendes Frauenparlaments behandelt. Lola Linggi ausSchwyz sprach
zum Postulat Behördestelle für Gleichstellungsfragen im Kanton. Bilder: Petra Imsand

Doris Leuthard (links) undPetraGössi im
Gespräch.

Regierungsrätin Petra Steimen-Ricken-
bacher motivierte die Anwesenden.

Es wurde viel debattiert und abgestimmt.


